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Beratung Datum Behandlung Ziel 

Bau- und Vergabeausschuss 30.03.2023 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Auswirkungen der Personalkosteneinsparungen im Hochbauamt 
 
Anlagen: 

Entscheidungsvorlage 

Sachverhalt: 
 
Dem Beschluss des Stadtrates entsprechend wird über die Auswirkungen der 
Stelleneinsparungen berichtet. 
 
Die vom Stadtrat beschlossene rechnerische Quote einer Einsparung von 11% der Stellen im 
Geschäftsbereich Planen und Bauen ist schon zum 02.01.2023 erreicht gewesen, weil eine 
Vielzahl von technischen Stellen trotz intensivster Bemühungen nicht besetzt werden können. 
Bei H beträgt die aktuelle Freihaltequote 21,23%.  
 
Leider entzieht sich die Personalentwicklung in gewissem Umfang der aktiven Steuerung, die 
nötige Aufgabenkritik wird durch die personelle Wirklichkeit geleitet. 
 
Mit der aktuellen Auswertung der Personalkapazitäten wird unter Einbeziehung der nicht 
besetzten Stellen trotz vieler Verschiebungen beim Projektbeginn immer noch ein hohes 
Personaldefizit im Hochbauamt für das Jahr 2023 ausgewiesen. Dieses Defizit ist im 
Wesentlichen dem Arbeitsmarkt und nicht den allein den geforderten Stelleneinsparungen 
geschuldet. Viele Projekte sind strukturell unterbesetzt und damit erhöhten Risiken ausgesetzt. 
Diese Risiken sollen durch Stellenbesetzungen - wann immer möglich - minimiert werden. 
Hierzu besteht aktive Unterstützung auch der Querschnittsverwaltung. 
 
Es ist aktuell nicht absehbar, welche Stellen eingespart werden könnten 
 
Auf Grund des Fachkräftemangels ist bereits heute das Bauprogramm der Geschäftsbereiche 
durch das Hochbauamt – auch unter Beauftragung der wbg-k und von ÖÖP/ÖPP-Dienstleistern 
- kaum zu bewerkstelligen. In der wachsenden Stadt werden weiter Anforderungen an die 
städtische Infrastruktur gestellt werden. Mit jedem errichteten Neubau wächst auch die 
Verantwortung zum Betrieb und Erhalt einer Immobilie. 
 
Im Ergebnis ist zu erwarten, dass sich der jetzt schon vorhandene Sanierungsstau verschärfen 
wird - nicht allein, weil seit Jahrzehnten zu wenig Mittel für den Gebäudebestand zur Verfügung 
gestellt werden, sondern auch, weil künftig das Fachpersonal zur Bearbeitung fehlen wird. Die 
Folge sind eine wachsende Zahl an nicht planbaren Notmaßnahmen zur Verkehrssicherung bei 
städtischem Gebäudebestand. 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Die Reduktion von Personal führt zu projektspezifischen Veränderungen bei den Kosten. 

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Die Verzögerung von Projekten der Kinder- und Jugendarbeit reduziert die 

Chancen auf Teilhabe von betroffenen Gruppen. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die in der Vorlage unter 2b dargestellten Verschiebungen von 
Projekten vorzunehmen. 
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